
Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf                                             Berlin, den 28.10.2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vorlage zur Kenntnisnahme 
 

für die Sitzung der Bezirksverordnetenversammlung am 19.11.2020 
 
 
 
 
1. Gegenstand der Vorlage: Einstellung des Verfahrens zur Aufstellung des 

Bebauungsplanes 10-28 für die Grundstücke Alte 
Hellersdorfer Straße 102, 108 A – 108 F , 110/122, Kyritzer 
Straße 105/109, Zossener Straße 110/136, Flurstück 382, 
Havelländer Ring 32b und Flurstück 1060 an der 
Neuruppiner Straße im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil 
Hellersdorf 

  
2. Die BVV wird um Kenntnisnahme gebeten: 
 
Das Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf hat in seiner Sitzung am 27.10.2020 beschlossen,  
die BA-Vorlage Nr. 1095/V der BVV zur Kenntnisnahme vorzulegen. 
 
 
Die Vorlage ist als Anlage beigefügt. 
 
 
 
 
Dagmar Pohle 
Bezirksbürgermeisterin und 
Leiterin der Abt. Stadtentwicklung,  
Gesundheit, Personal und Finanzen 
 
Anlage 
 
 
 



Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin                  20.10.2020 
Abteilung Stadtentwicklung, Gesundheit, Personal und Finanzen      5223 
Stadt Stapl 313 
 

Vorlage für das Bezirksamt 
- zur Beschlussfassung - 

Nr. 1095/V 
 
A. Gegenstand der Vorlage: Einstellung des Verfahrens zur Aufstellung des 

Bebauungsplanes 10-28 für die Grundstücke Alte 
Hellersdorfer Straße 102, 108 A – 108 F , 110/122, 
Kyritzer Straße 105/109, Zossener Straße 110/136, 
Flurstück 382, Havelländer Ring 32b und Flurstück 
1060 an der Neuruppiner Straße im Bezirk 
Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Hellersdorf 
 

B. Berichterstatterin: Bezirksbürgermeisterin Frau Pohle 
 

C.1 Beschlussentwurf: Das Bezirksamt beschließt, der Einstellung des 
Verfahrens zum Aufstellen des Bebauungsplanes 
10-28 für den o.g. Geltungsbereich zuzustimmen. 
 

C.2 Weiterleitung an die BVV 
 zugleich Veröffentlichung: 

Das Bezirksamt beschließt weiterhin, diese Vorlage 
der BVV zur Kenntnisnahme vorzulegen und 
umgehend zu veröffentlichen. 
 

D. Begründung: siehe Anlage 
 

E. Rechtsgrundlage: § 1 Abs. 3 i.V.m. § 2 Abs. 1 BauGB; 
§ 6 Abs. 1 AGBauGB; 
§ 15, § 36 Abs. 2 Buchstabe b, f und Abs.3 
Bezirksverwaltungsgesetz (BezVG) 
 

F. Haushaltsmäßige Auswirkungen: keine 
 

G. Zielgruppenrelevante Auswirkungen: 
 

keine 

 
 
 
 
 
Dagmar Pohle 
Bezirksbürgermeisterin und 
Leiterin der Abt. Stadtentwicklung,  
Gesundheit, Personal und Finanzen 
 
 
Anlagen 
  



 Anlage 1 
 zur BA-Vorlage 

 Nr. 1095/V 
 
D. Begründung: 

 
 
Einstellung des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes 10-28 für die 
Grundstücke Alte Hellersdorfer Straße 102, 108 A – 108 F , 110/122, Kyritzer Straße 
105/109, Zossener Straße 110/136, Flurstück 382, Havelländer Ring 32b und Flurstück 
1060 an der Neuruppiner Straße im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Hellersdorf 
 
Mit Beschluss des Bezirksamtes Marzahn-Hellersdorf 1408/II vom 26.07.2005 wurde die 
Aufstellung des Bebauungsplanverfahrens 10-28 „Zossener/Alte Hellersdorfer Straße“ 
eingeleitet. Der Aufstellungsbeschluss wurde im Amtsblatt von Berlin vom 26.08.2005, 
S. 3298, veröffentlicht. Entsprechend Schreiben der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, 
Ref. IB, vom 15.07.2005 sind dringende Gesamtinteressen Berlins i.S. v. § 7 Abs. 1 AGBauGB 
berührt.  
 
Seit dem Beschluss des Bezirksamtes Nr. 0395/V vom 24.07.2018 zur Veränderungssperre 
ruht das Verfahren.  
 
Anlass der Planung war die Absicht des Erwerbers der Teilfläche Alte Hellersdorfer Str. 102, 
an diesem Standort Handel zu errichten. Diese Nutzung stand im Widerspruch zum 
Zentrenkonzept des Bezirkes. Mittels des Bebauungsplans sollten Nahversorgungszentren, 
Handelseinrichtungen und dienstleistungsgewerbliche Einrichtungen vor negativen Folgen 
einer Erweiterung des Netto Marktes geschützt werden. Mit dem Beschluss Nr. 0395/V vom 
24.07.2018 wurde eine Veränderungssperre für den Bebauungsplan 10-28 erlassen und auf 
dessen Grundlage die Erweiterung des Netto Markes mit Bescheid Nr. 2017/2256 vom 
22.11.2018 versagt.  
 
Nunmehr hat sich die Beurteilungsgrundlage für den Erweiterungsantrag Netto geändert. Der 
Bezirk hat nunmehr auch auf Grund planungsrechtlicher Erkenntnisse, die während der 
Aufstellung der Einzelhandelsbebauungspläne im Bezirk Marzahn-Hellersdorf gewonnen 
wurden, seine Strategie bei der Steuerung des Einzelhandels angepasst. Demnach erhalten 
auch Bestandsbetriebe in den Schutzradien eine Erweiterungsmöglichkeit unter folgender 
Bedingung: „Erweiterungen zentrenrelevanter Einzelhandelsbetriebe innerhalb der 500-m-
Schutzbereiche dürfen nunmehr dann im Wege der Ausnahme zugelassen werden, wenn die 
Erweiterung der Verkaufsfläche 1/3 der im Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlusses zu diesem 
Bebauungsplan bestandskräftig genehmigten Verkaufsfläche nicht überschreitet und keine 
schädlichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche zu erwarten sind.“  
 
Mit den BA-Beschluss vom 03.03.2020 über die Auswertung der Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. (2) BauGB zum Bebauungsplanverfahren 10-81b G „Steuerung des 
Einzelhandels im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Marzahn, Bereiche M2/M3/M4 
Marzahn“ (BA-Beschluss Nr. 0911/V) wurde diese neue Strategie das erste Mal auch 
planungsrechtlich umgesetzt. Mit diesem Abwägungsbeschluss tritt eine grundlegende 
Änderung der Abwägungsbewertung zu den Einzelhandelsplänen ein.  
Für den Bezirk Marzahn-Hellersdorf sind drei großflächige Bebauungspläne zur Steuerung 
des Einzelhandels eingeleitet worden. Der für den Ortsteil Marzahn geltende Bebauungsplan 
10-81b G wird mit zeitlicher Priorität entwickelt. Die Inhalte und Abwägungsstände sind auf die 
anderen Bebauungspläne 10-82 G und 10-83 G für Hellersdorf adäquat anzuwenden.  
Der Abwägungsstand des 10-81b G gilt somit auch für das Grundstück Alte Hellersdorfer Str. 
102.  
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Die ursprünglich beantragte Erweiterung der Verkaufsfläche von 805 m² auf 993 m² entspricht 
einer Erweiterung um etwa 23 %. Somit ist die Anforderung der aktuellen 
Bestandsschutzregelung für Bestandsbetriebe innerhalb der Schutzradien (maximale 
Erweiterung der Verkaufsfläche um 33 %) erfüllt. Der Nachweis der Nicht-Schädlichkeit wurde 
mit der Auswirkungsanalyse der GMA vom 28.07.2017 geführt. Der Antragsteller bleibt mit der 
Erweiterung der Fläche ca. 80 m² unter dem zugelassenen Erweiterungsspielraum. Das 
Erweiterungspotenzial an diesem Standort ist damit ausgeschöpft.  
 
Durch die Anpassung der Strategie bei der Steuerung des Einzelhandels im Bezirk und die 
Ausnahme von der Veränderungssperre ist das ursprüngliche Ziel des Bebauungsplans 
obsolet geworden. Aufgrund dieses Beschlusses ist die erforderliche städtebauliche 
Rechtfertigung gem. § 1 (3) BauGB für die beabsichtigten Festsetzungen zur Sicherung der 
Planungsziele nicht mehr gegeben. Die zukünftige Entwicklung des Planungsgebietes kann 
auf der Grundlage des nunmehr geltenden Planungsrechtes nach § 34 BauGB erfolgen.    
 
Die Aufgabe zur Sicherung der zentralen Versorgungsbereiche wird ohnehin nach ihrer 
Festsetzung von den v.g. Einzelhandelsbebauungsplänen übernommen.  
 
Auswirkungen bei der Einstellung der Planung auf ausgeübte Nutzungen, die Umwelt, 
Wohnbedürfnisse sowie den Haushalt und die Finanz- und Investitionsplanung  
 
Die gesamte bauliche Entwicklung des Gebiets ist bereits vollzogen. Für die unbebauten 
Flächen liegen bereits Baugenehmigungen nach § 34 BauGB vor bzw. sind im Verfahren. 
Somit sind durch die Ausleitung des Bebauungsplans keine Auswirkungen zu erwarten. 



Anlage 2 zur BA-Vorlage Nr. 1095/V
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